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(2) Die Einteilung des Wahlgebietes in Wahlkreise und die 
jeweils mögliche Anzahl der für eine Liste zu nominieren­
den Kandidaten ergeben sich aus der Anlage zu diesem Ge­
setz.

§7
(1) Die Wahlkommission jedes Wahlkreises legt die Stimm­

bezirke und die Wahllokale fest.
(2) Ein Stimmbezirk soll nicht mehr als 1 500 Wahlberech­

tigte umfassen, darf jedoch nicht so klein sein, daß die Ge­
heimhaltung der Stimmabgabe gefährdet ist.

(3) Die Bildung der Stimmbezirke ist spätestens am 24. Fe­
bruar 1990 bekanntzugeben.

(4) Die Bildung von Stimmbezirken für die im Ausland im 
Auftrag der DDR tätigen wahlberechtigten Bürger sowie de­
ren wahlberechtigte Angehörige mit Hauptwohnsitz in der 
DDR ist möglich.

§ 8
(1) Wahl Vorschläge können von Parteien und anderen poli­

tischen Vereinigungen eingereicht werden, die dauernd oder 
für längere Zeit für die DDR auf die politische Willensbildung 
Einfluß nehmen und an der Vertretung der Bürger in der 
Volkskammer mitwirken wollen. Kandidaten dürfen nicht 
einer anderen sich an der Wahl beteiligenden Partei bzw. 
politischen Vereinigung angehören.

(2) Parteien oder andere politische Vereinigungen, die fa­
schistische, militaristische, antihumanistische Ziele verfolgen 
sowie Glaubens-, Rassen- und Völkerhaß bekunden oder ver­
breiten, die Personen und Gruppen aufgrund ihrer Nationa­
lität, ihrer politischen Zugehörigkeit, ihres Geschlechts, ihrer 
sexuellen Orientierung oder ihrer körperlichen bzw. geisti­
gen Behinderungen diskriminieren oder ihre Ziele mit Gewalt 
oder durch Androhung von Gewalt zu verwirklichen suchen, 
sind von der Wahl ausgeschlossen.
Die Entscheidung darüber trifft das aus fünf Personen bei der 
Wahlkommission der DDR bestehende Präsidium.

(3) Die Parteien, anderen politischen Vereinigungen oder 
Listenvereinigungen stellen ihre Kandidaten für die einzel­
nen Wahlkreise in einer verbindlichen Reihenfolge auf.

(4) Die Kandidatur auf der Liste einer Partei oder anderen 
politischen Vereinigung oder Listenvereinigung ist nur in 
einem Wahlkreis zulässig.

§9
Als Kandidat kann nur benannt werden, wer in einer 

beschlußfähigen Mitglieder- oder Vertreterversammlung der 
Partei oder anderen politischen Vereinigung in geheimer Ab­
stimmung das Vertrauen der anwesenden Mehrheit erhalten 
hat.

§ 1 0

(1) Die Wahlkommission fordert am 22. Februar 1990 durch 
öffentliche Bekanntmachung zur Einreichung der Wahlvor- 
schläge auf.

(2) Die Parteien und anderen politischen Vereinigungen, 
die sich zur Wahl stellen wollen, teilen dies bis 26. Februar 
1990 durch ihre zentralen Leitungsorgane schriftlich der 
Wahlkommission der DDR mit. Dieser Mitteilung sind Pro­
gramm und Statut der Partei oder anderen politischen Ver­
einigung beizufügen.

(3) Die Absicht zu einer Listenvereinigung ist der Wahl­
kommission der DDR spätestens bis zum 26. Februar 1990 
durch die zentralen Leitungsorgane aller an der Liste Betei­
ligten schriftlich zu erklären.

§ 1 1

(1) Die Wahl Vorschläge sind bis zum 28. Februar 1990 bei 
den Wahlkommissionen der Wahlkreise einzüreichen.

(2) Die Wahlvorschläge haben zu enthalten:
1. den vollständigen Namen der Partei, der anderen poli­

tischen Vereinigung oder Listenvereinigung sowie die 
geläufige Kurzbezeichnung in Buchstaben,

2. die Kandidaten in verbindlicher Reihenfolge,
3. die Unterschrift von mindestens drei bevollmächtigten 

Vertretern des zentralen Leitungsorgans (Vorstand),
4. Angaben zur Person des Kandidaten: Zu- und Vornamen, 

Geburtsjahr und -ort, Beruf und jetzige Tätigkeit, Wohn­
anschrift,

5. die schriftliche Erklärung des Kandidaten, daß er mit 
seiner Nominierung einverstanden ist und der Kandida­
tur kein gesetzlicher Hinderungsgrund entgegensteht,

6 . die Bescheinigung des für den Wohnsitz des Kandidaten 
zuständigen örtlichen Rates über die Wählbarkeit des 
Kandidaten.

Den Wahlvorschlägen ist das Protokoll über die Wahl der 
Kandidaten in der beschlußfähigen Mitglieder- bzw. Vertre­
terversammlung der Partei bzw. anderen politischen Ver­
einigung beizufügen.

§ 12

Für jeden Wahlkreisvorschlag sind von der jeweiligen 
Partei, anderen politischen Vereinigung und Listenvereini­
gung eine Vertrauensperson sowie ein Stellvertreter zu be­
nennen.

Sie sind berechtigt, verbindliche Erklärungen zu den Wahl­
kreisvorschlägen abzugeben und entgegenzunehmen.

§ 13
(1) Die eingereichten Wahl Vorschläge sind durch die Wahl­

kommission des Wahlkreises innerhalb von drei Tagen zu 
prüfen.

(2) Die den gesetzlichen Anforderungen entsprechenden 
Wahlvorschläge sind durch die Wahlkommission des Wahl­
kreises zu registrieren.

(3) Weisen die Wahlvorschläge gemäß § 11, Absatz 2 Män­
gel auf, so benachrichtigt die Wahlkommission unverzüglich 
die im § 12 für die Wahlkreisvorschläge benannten Verant­
wortlichen mit der Aufforderung, dieselben zu beseitigen.

(4) Wahlvorschläge werden nicht registriert, wenn:
1. die im § 8 , Abs. 2 genannten Voraussetzungen für den 

Ausschluß von der Wahlbeteiligung vorliegen,
2. die Frist zur Einreichung von Wahl Vorschlägen gemäß 

§ 1 1  verstrichen ist,
3. die von der Wahlkommission angezeigten Mängel bis zum 

Ablauf der Frist für das Einreichen der Wahl Vorschläge 
nicht behoben worden sind,

4. Vertrauenspersonen gemäß § 12 nicht benannt wurden.

(5) Gegen Entscheidungen der Wahlkommission des Wahl­
kreises gemäß Absatz 4, Ziffer 2 und 4 kann innerhalb von 
drei Tagen Beschwerde bei der Wahlkommission der DDR 
eingelegt werden. Die Entscheidung über die Beschwerde ist 
spätestens bis zum 6 . März 1990 zu treffen.

§14
(1) Die Wahlkommission der DDR stellt bis zum 9. März 

1990 verbindlich fest:
1. welche Parteien, anderen politischen Vereinigungen und 

Listenvereinigungen an der Wahl teilnehmen,
2. die Listenziffer entsprechend der alphabetischen Reihen­

folge der Namen der Parteien, anderen politischen Ver­
einigungen und Listenvereinigungen.

(2) Die Wahlkommissionen für die Wahlkreise stellen bis 
zum 9. März 1990 verbindlich fest, welche Parteien, anderen 
politischen Vereinigungen und Listenvereinigungen im jewei­
ligen Wahlkreis an der Wahl teilnehmen.

Diese Festlegungen sowie die Wahlvorschläge sind in den 
Wahlkreisen durch die Wahlkommission amtlich zu veröffent­
lichen.


